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Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Münſter a. St. nach Scheidt, S. 105. — Bekan ntmachung 
der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen 
Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 109. 


(Nr. 10273.) Geſetz, betreffend die Aenderung der Landesgrenze gegen das Großherzogthum 
Oldenburg am Großen Plöner See. Vom 20. Auguſt 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie 
was folgt: 

Einziger Paragraph. 

Die Landesgrenze gegen das Großherzogthum Oldenburg am Großen 
Plöner See wird nach den Beſtimmungen des anliegenden Staatsvertrags vom 
12. Oktober 1896 verlegt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wilhelmshöhe, den 20. Auguſt 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Bülow. Studt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 10. April 1901. 


N gree 
Anlage. 


Staatsvertrag 
zwiſchen 


Preußen und Oldenburg wegen Aenderung der Hoheitsgrenze am 
Großen Plöner See. 


Sie Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Oldenburg haben zum Zwecke einer Vereinbarung über eine 
theilweiſe Verlegung der Hoheitsgrenze am Großen Plöner See zu Bevollmäch- 
tigten ernannt: 

Seine Majeſtät der König von Preußen: 

Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter in Oldenburg, Legationsrath A. v. Bülow, 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
Höchſtihren Miniſter des Großherzoglichen Hauſes und der auswärtigen 
Angelegenheiten Gerhard Friedrich Günther Janſen, 
welche unter Vorbehalt der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden Staats⸗ 
vertrag abgeſchloſſen haben: 
Artikel J. 

Nachdem durch eine auf Königlich Preußiſchem Gebiete konſtituirte öffent- 
liche Genoſſenſchaft behufs Tieferlegung des Waſſerſpiegels des Großen Plöner 
Sees eine Tieferlegung des Waſſerſpiegels dieſes Sees ausgeführt iſt und in Folge 
davon an den zum Fürſtenthume Lübeck gehörigen Ufern und Inſeln dieſes Sees 
Landflächen trocken gelegt worden find, ift eine anderweitige Regelung der Hoheits— 
grenze auf derjenigen Strecke vorzunehmen, auf welcher diefe zwiſchen dem zum 
Fürſtenthume Lübeck gehörigen Biſchofsſee und dem zum Königreiche Preußen ge⸗ 
hörigen Großen Plöner See nach dem Plöner Vertrage vom 14. Februar 1842 
und der im Anſchluſſe daran laut Schlußprotokoll vom 9. Januar 1844 
Ziffer XXIII 5 feſtgeſtellten Grenzbeſchreibung durch eine mittelſt dreier Gren}: 
ſteine markirte fefte Linie gebildet wird. 
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Artikel II. 

Zu dem Ende wird auf dieſer Strecke die Hoheitsgrenze in weſtlicher 
Richtung verſchoben und fortan durch eine mittelſt 4 Grenzſteine in folgender 
Weiſe zu markirende Linie gebildet: ; 

J. der ſüdlichſte Grenzſtein foll in der geraden Verlängerung einer von 
der Thurmſpitze der Boſauer Kirche über den ſüdlichſten Grenzſtein der 
bisherigen Hoheitsgrenze gezogenen Linie liegen, von letzterem 94,25 m 
entfernt; ’ 

2. der in nördlicher Richtung folgende zweite Grenzſtein ſoll auf der nach 
Weſten vorſpringenden Biegung der in Folge der Senkung des Waſſer⸗ 
ſpiegels entſtandenen Inſel „Langes Warder“ und in einer von dem 
ſüdlichſten neuen Grenzſteine (Ziffer 1) auf die Thurmſpitze der Stadt⸗ 
kirche in Plön gezogenen geraden Linie liegen, von dem ſüdlichſten 
neuen Grenzſteine (Ziffer 1) 408,4 m entfernt; 

3. der in nördlicher Richtung darauf folgende dritte Grenzſtein ſoll auf 
dem weſtlichſten Punkte der an dem Biſchofswarder in Folge der 
Senkung des Waſſerſpiegels trocken gelegten Fläche, und zwar in einer 
von dem unter Ziffer 2 beſchriebenen Grenzſtein auf die Thurmſpitze 
der biologiſchen Station in Plön gezogenen geraden Linie liegen, von 
dem unter Ziffer 2 beſchriebenen Grenzſteine 541,7 m, von dem auf 
dem Biſchofswarder befindlichen Dreieckspunkte Nr. 502 — 141,5 m 
entfernt, die Direktion vom Dreieckspunkte Nr. 502 auf den Grenz 
ſtein wird durch zwei in Abſtänden von 40 und 80 m vom Dreiecks⸗ 
punkte Nr. 502 einzugrabende größere Steine markirt; 

4. der vierte und nördlichſte Grenzſtein ſoll auf dem weſtlichſten Vor⸗ 
ſprunge des in Folge der Senkung des Waſſerſpiegels an der „Hinterſten 
Wade“ trocken gelegten Areals liegen, von dem unter Ziffer 3 be— 
ſchriebenen Grenzſteine 1000 m entfernt und wird feſtgelegt durch die 
nach dem Polygonpunkte 76 gemeſſene Entfernung von 212,5 m; die 
Direktion vom Polygonpunkte 76 auf den vierten und nördlichſten 
Grenzſtein wird durch zwei in Abſtänden 60 und 120 m vom Polygon- 
punkte 76 einzugrabende größere Steine markirt. 


Artikel III. 

An der von dieſen 4 Grensfteinen nicht eingeſchloſſenen Uferſtrecke des 
Fürſtenthums Lübeck am Großen Plöner See und an dem einen Theil desſelben 
bildenden Vierer See ift nach wie vor der Waſſerſpiegel die Hoheitsgrenze, fo 
daß die daſelbſt trocken gelegten Seebodenflächen zum Großherzoglich Oldenbur— 
giſchen Staatsgebiete gehören. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung wird dieſe trocken gelegten 
Seebodenflächen, ſoweit ſie an Privatgrundſtücke grenzen, den Beſitzern derſelben 
auf deren Wunſch und nach einem von ihr aufzuſtellenden Plane unentgeltlich 
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überweiſen, wird in derſelben Weiſe auch die an fiskaliſche Grundſtücke grenzenden 
trocken gelegten Seebodenflächen benachbarten Beſitzern, nachdem dieſe jene fis— 
kaliſchen Grundſtücke käuflich übernommen haben werden, überweiſen, Beides mit 
Rückſicht darauf, daß dieſe Beſitzer an die im Artikel I gedachte öffentliche Ge— 
noſſenſchaft getroffener Vereinbarung gemäß eine einmalige nach der Größe des 
ihnen zufallenden Antheils an der trocken gelegten Seebodenfläche mit 200 Mark 
pro Hektar und der ihnen durch die Tieferlegung des Seeſpiegels meliorirten 
Landflächen mit 150 Mark pro Hektar zu bemeſſende Geldzahlung zu leiſten 
haben werden; ſie wird ferner die neuentſtandene Inſel „Langes Warder“ 
(Artikel II Ziffer 2) lediglich gegen die Verpflichtung, dieſer mit der mehrgedachten 
öffentlichen Genoſſenſchaft getroffenen Vereinbarung beizutreten, an Private über- 
weiſen. Wegen der Feſtſtellung und Erfüllung der hiernach der öffentlichen 
Genoſſenſchaft gegen die im Fuͤrſtenthume Lübeck wohnenden Grundbeſitzer er- 
wachſenden Anſprüche wird die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung ihre 
Vermittelung eintreten laſſen. 
Artikel IV. 

Es herrſcht beiderſeits Einverſtändniß, daß die Koſten der Vermeſſung 
und Verſteinung der im Artikel II beſchriebenen neuen Hoheitsgrenze von den 
Hohen kontrahirenden Regierungen zu gleichen Theilen getragen werden. 


Artikel V. 
Gegenwärtiger Vertrag ſoll in zwei gleichlautenden Original⸗Exemplaren 
ausgefertigt und beiderſeits zur Landesherrlichen Genehmigung vorgelegt werden. 
Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden foll baldthunlichſt erfolgen. 
Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet und 
beſiegelt. 


So geſchehen zu Oldenburg am 12. Oktober 1896. 


(L. S.) Alfred v. Bülow. (L. S.) G. Janſen. 


— 


Der vorſtehende Staatsvertrag ift ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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(Fr. 10274). Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Bayern „betreffend den Bau und Be⸗ 
trieb einer Eiſenbahn von Münſter a. St. nach Scheidt. Vom 13./16. No- 
vember 1900. 


Din Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit Prinz 
Luitpold, des Königsreichs Bayern Verweſer, im Namen Seiner Majeſtät des 
Königs, haben behufs einer Vereinbarung über den Bau und Betrieb einer 
Eiſenbahn von Münſter a. St. nach Scheidt zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Georg Pannenberg, 


Seine Königliche Hoheit Prinz Luitpold, des Königreichs 
Bayern Verweſer: 
Allerhöchſtihren Geheimen Rath Carl Jacob von Lavale, 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Siegmund Ritter und 
Edler von Lößl, 


welche unter dem Vorbehalte der Ratifikation folgenden Vertrag abgeſchloſſen 
haben: 
Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche und die Königlich Bayeriſche Regierung werden 
eine zweigleiſige normalſpurige Eiſenbahn von Münſter a. St. nach Scheidt zu: 
laſſen und fördern. Insbeſondere wird die Königlich Preußiſche Regierung unter 
den üblichen Bedingungen die Konzeſſion zum Baue und Betriebe der Bahn 
innerhalb des Preußiſchen Staatsgebiets an die Aktiengeſellſchaften der Pfälziſchen 
Nordbahnen und der Pfälziſchen Ludwigsbahn ertheilen, ſobald denſelben bezüg⸗ 
lich der in Bayern gelegenen Strecken die Konzeſſion ſeitens der Königlich 
Bayeriſchen Regierung ertheilt ſein wird. 

Einer jeden Regierung verbleibt die volle Landeshoheit ſammt der Aus: 
übung der Juſtiz und Polizeigewalt in Ihrem Staatsgebiete. 


Artikel 2. 

Die Endpunkte der Bahn bilden die Eiſenbahnſtationen Münſter a. St. 
einerſeits und Scheidt andererſeits, mit welchen dieſelbe in unmittelbare Schienen⸗ 
verbindung gebracht werden wird. 

Für den Bau und den Betrieb derſelben ſind die Vorſchriften der jeweils 
geltenden Betriebsordnung für die Haupteiſenbahnen Deutſchlands beziehungsweiſe 
Bayerns maßgebend. Die Spurweite der Bahn foll 1,435 Meter im Lichten der 
Schienen betragen, der Bau und das geſammte Betriebsmaterial auch ſo ein— 
gerichtet werden, daß die Transportmittel ungehindert nach allen Seiten über- 
gehen können. 
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Artikel 3. 


Die Vollendung und Inbetriebnahme der Bahn ſoll „wenn nicht unvor⸗ 
herzuſehende Ereigniſſe eintreten, ſpäteſtens am 1. April 1904 erfolgen. 


Artikel 4. 

Die Feſtſtellung der Bauentwürfe bleibt jeder der beiden Regierungen 
innerhalb Ihres Staatsgebiets vorbehalten. Die Punkte, wo die Bahn die 
Landesgrenze überſchreiten wird, foll nöthigenfalls durch beiderſeitige Kommiſſarien 
beſtimmt werden. 
Artikel 5. 


Zum Zwecke des Erwerbes des zur Anlage der Bahn erforderlichen Grund 
und Bodens wird jede der vertragſchließenden Regierungen für Ihr Gebiet den 
Eiſenbahngeſellſchaften das Enteignungsrecht verleihen. 


Artikel 6. 

Die von einer der vertragſchließenden Regierungen geprüften Betriebsmittel 
werden ohne weitere Prüfung auch im Gebiete der anderen Regierungen zuge⸗ 
laſſen werden. 

Artikel 7. 
Alle Entſchädigungs⸗ und ſonſtigen privatrechtlichen Anſprüche, welche aus 
Anlaß des Baues auf Preußiſchem Staatsgebiet erhoben werden, haben die 
Eiſenbahngeſellſchaften zu vertreten. 


Artikel 8. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird die Ausübung des Oberaufſichts⸗ 
rechts über die Eiſenbahngeſellſchaften im Allgemeinen der Königlich Bayeriſchen 
Regierung überlaſſen. Auch iſt die Königlich Preußiſche Regierung damit ein- 
verſtanden, daß die Beſtimmung über etwaige Bildung und Dotirung von 
Reſerve- und Erneuerungsfonds ſeitens der Königlich Bayeriſchen Re— 
gierung erfolgt. 

Artikel 9. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
zwiſchen Ihr und den Eiſenbahngeſellſchaften ſowie die Handhabung des Ihr 
über die in Preußen belegenen Bahnſtrecken zuſtehenden Aufſichtsrechts einer Bee 
hörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu übertragen. Dieſe haben die Bee 
ziehungen ihrer Regierung zu den Eiſenbahngeſellſchaften in allen Fällen zu ver 
tretin, die nicht zum unmittelbaren Einſchreiten der zuſtändigen Königlich 
Preußiſchen Polizei- oder Gerichtsbehörden geeignet ſind. 

Die Eiſenbahngeſellſchaften haben fich wegen aller Entſchädigungsanſprüche, 
welche aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebs entſtehen und gegen 
ſie geltend gemacht werden möchten, der Gerichtsbarkeit und, inſoweit nicht Reichs: 
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geſetze Platz greifen, den Geſetzen desjenigen Staates zu unterwerfen, auf deſſen 
Gebiete ſie entſtanden ſind. 

Die gegen die Eiſenbahngeſellſchaften rechtskräftig ergehenden Entſcheidungen 
der Königlich Preußiſchen Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte ſollen 
ohne Weiteres gegen dieſelben ebenſo vollſtreckbar ſein, wie wenn ſie in Preußen 
einen Sitz hätten. 

Die Königlich Bayeriſche Regierung verpflichtet Sich, Verfügungen der 
Königlich Preußiſchen Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte auf deren 
Erſuchen ohne Weiteres dem Vorſtande der Eiſenbahngeſellſchaften zuſtellen 
zu laſſen. 

Artikel 10. 

Jede der Regierungen behält Sich vor, die in Ihr Gebiet fallenden 
Bahnſtrecken der Beſteuerung nach Maßgabe der Landesgeſetze, insbeſondere der 
Entrichtung einer Eiſenbahnabgabe zu unterziehen. 

Zum Zwecke der Beſteuerung in Preußen wird als Anlagekapital oder 
als Reinertrag der aus dem Verhältniſſe der Länge der in jedes Staatsgebiet 
fallenden Bahnſtrecken zur Länge der ganzen Bahn Münſter a. St. Scheidt 
fich ergebende Theil des Anlagekapitals oder des jährlichen Reinertrags ange- 
nommen. Die Steuererhebung geſchieht alljährlich postnumerando und zwar 
zum erſten Male für das auf die Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. Januar 
beginnende Rechnungsjahr. 

Die Königlich Bayeriſche Regierung wird der Königlich Preußiſchen 
Regierung die Berechnung des Reinertrags der Bahn alljährlich und zwar 
ſpäteſtens fünf Monate nach Ablauf des betreffenden Jahres mittheilen und die 
Abführung der Abgabe an die von der Königlich Preußiſchen Regierung zu be⸗ 
zeichnende Kaſſe anordnen. 

Artikel 11. 

Die Genehmigung der Tarife ſowie der Fahrpläne bleibt der Königlich 
Bayeriſchen Regierung, und zwar für die in Königlich Preußiſchem Gebiete be- 
legenen Strecken im Einverſtändniſſe mit der Königlich Preußiſchen Regierung, 
vorbehalten. Zwiſchen den beiderſeitigen Staatsangehörigen foll hinſichtlich der 
Beförderungspreiſe ſowohl, als der Zeit der Abfertigung ein Unterſchied nicht 
gemacht werden. 

Artikel 12. 

Gegenüber der Reichspoſtverwaltung find die Eiſenbahngeſellſchaften inner: 
halb des Preußiſchen Staatsgebiets den Beſtimmungen des Geſetzes vom 
20. Dezember 1875 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 318) und den dazu ergangenen oder 
künftig ergehenden Vollzugsbeſtimmungen und deren Abänderungen unterworfen. 


Artikel 13. 
Gegenüber der Reichstelegraphenverwaltung finden bezüglich der auf 
Preußiſchem Staatsgebiete belegenen Strecken die bereits erlaſſenen oder künftig 
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für die Eiſenbahnen im Deutſchen Reiche ergehenden geſetzlichen und reglemen⸗ 
tariſchen Beſtimmungen Anwendung. 


Artikel 14. 

Die Ernennung der für die Eiſenbahn anzuſtellenden Beamten und Be— 
dienſteten und die Disziplinargewalt über dieſelben ſtehen den Eiſenbahngeſell— 
ſchaften zu. 

Artikel 15. 

Bei Anſtellung der ſubalternen und unteren Klaſſen des Bahnperſonals 
finden die für Beſetzung der Subaltern- und Unterbeamtenſtellen mit Militär— 
anwärtern jeweilig geltenden reichs- und landesrechtlichen Beſtimmungen Mn- 
wendung. 

Bei Beſetzung dieſer Beamtenſtellen haben die Eiſenbahngeſellſchaften bei 
ſonſt gleicher Befähigung innerhalb des Gebiets eines jeden der vertragſchließenden 
Staaten auf die Bewerbungen der Angehörigen desſelben thunlichſt Rückſicht zu 
nehmen. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen 
Staates angeſtellt werden, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverband ihres 
Heimathlandes nicht aus, ſind aber den Geſetzen des Landes, in welchem ſie 
angeſtellt ſind, unterworfen. 

Artikel 16. 

Die Handhabung der Bahnpolizei auf den innerhalb des Preußiſchen 
Staatsgebiets belegenen Strecken erfolgt durch das Bayeriſche Bahnperſonal. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird Vorſorge treffen, daß das 
Bahnperſonal in der Ausübung der bahnpolizeilichen Befugniſſe auf Preußiſchem 
Staatsgebiete von den dortigen Behörden die nöthige Unterſtützung erhält. 

Die Verpflichtung des mit der Handhabung der Bahnpolizei auf Preußi⸗ 
ſchem Staatsgebiete betrauten Bayeriſchen Dienſtperſonals erfolgt durch die 
Königlich Preußiſchen Behörden. i 

Artikel 17. 

Der Staatsvertrag vom 28. Oktober 1891, betreffend den Bau und 
Betrieb einer Eiſenbahn von Lauterecken nach Staudernheim, tritt für diejenige 
Strecke dieſer Bahn, welche einen Beſtandtheil der neuen Bahn Münſter a. St.- 
Scheidt bildet, mit der Inbetriebnahme der Strecke (Artikel 2 Abſ. 2) außer 
Kraft. Auch ſoll die verbleibende Reſtſtrecke zum Zwecke ihrer Beſteuerung in 
Preußen als ein Theil der Bahn Münſter a. St. — Scheidt angeſehen werden 
und auf fie an Stelle des Artikels 10 des genannten Staatsvertrags die Bor- 
ſchrift des Artikels 10 des gegenwärtigen Staatsvertrags gleichmäßig Anwendung 
finden. Auf die Strecke von St. Ingbert bis Scheidt findet Artikel 10 des 
gegenwärtigen Staatsvertrags gleichfalls Anwendung, im Uebrigen verbleibt es 
bezüglich dieſer Strecke bei den Beſtimmungen des Staatsvertrags vom 23. April 
1877, betreffend die Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen St. Ingbert 
und Saarbrücken. 
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Artikel 18. 
Diefer Vertrag foll zweimal ausgefertigt und Beiderfeits zur landes- 


herrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die Auswechfelung der Ratifikations— 
Urkunden ſoll in Berlin erfolgen. 


So geſchehen 
Berlin, den 13. November 1900. 
(L. S.) Pannenberg. 
Ludwigshafen am Rhein, den 16. November 1900. 
(L. S.) v. Lavale. 
München, den 16. November 1900. 
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Der vorſtehende Staatsvertrag ift ratifizirt worden und die Auswechſelung 


der Ratifikations-Urkunden hat ſtattgefunden. 
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Bekanntmachung. 
Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 


ekannt gemacht: 


das am 11. Februar 1901 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Hochdorf im Kreiſe Jarotſchin durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Poſen Nr. 12 S. 118, ausgegeben am 19. März 1901; 

das am 11. Februar 1901 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoffen- 
ſchaft zur Negulivung des Zbenchy⸗-Racoter Grabens im Kreiſe Koſten 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 12 S. 121, 
ausgegeben am 19. März 1901; 

das am 11. Februar 1901 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 
wäſſerungsgenoſſenſchaft der Gemarkung Ahle zu Heek im Kreiſe Ahaus 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 13, be⸗ 
ſondere Beilage, ausgegeben am 28. März 1901; 

das am 18. Februar 1901 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Biſchdorf im Kreiſe Neumarkt durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Breslau Nr. 12 S. 88, ausgegeben am 23. März 1901. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Samml. 1901. 20 


